Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Friedliche Lösung des Eritresr Konflikts 


Seit 24 Jahren leidet die Zivilbevölkerung Eritreas imter den 
Folgen des äthiopischen Aggressionskrieges. Mehr als 250000 
Zivilisten verloren ihr Leben, 6500000 (ein Fünftel der Gesamtbe- 
völkenmg) mußten vor den äthiopischen Bomben xmd Soldaten in 
den angrenzenden Sudan fliehen. 

Mehr als 80 % des Landes befinden sich imter der Kontrolle der 
Befreiimgsorgaiüsaüon EPLF, die dort regienmgsähnhche Struk- 
turen aufgebaut hat. 

Die mili tärischen Aggressionen von seiten der äthiopischen Mili- 
tärregierung halten imvermindert an. 

Alle Anstrengimgen der Bevölkerung in den befreiten Gebieten 
Eritreas, ihr armes imd zerstörtes Land wiederaufzubauen, wer- 
den durch äthiopische Angriffe ständig bedroht. Nahezu täghch 
werden Dörfer, Kleinstädte, Schulen, Krankenhäuser und Land- 
wirtschaftsprojekte nüt Splitter-, Napalm- und Phosphorbomben 
bombardiert. 

Dieser barbarische Krieg imd nicht die Dürre muß als die Haupt- 
msache der Hungerkatastrophe und all ihrer Folgen gesehen 
werden. 

Die Bundesregierung, die 1984 der äthiopischen Militärregierung 
mehr als 63 Mio. DM an Hilfsleistungen zukommen heß, muß sich 
fragen lassen, welche politischen und diplomatischen Schritte sie 
zur Beendigung des Krieges und damit der Hauptursache von 
Hunger und Unterentwicklung, unternommen hat. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitghed der Vereinten 
Nationen. Die ehemalige italienische Kolonie Eritrea wurde dxirch 
die UN-Resolution 390 (v) im Jahre 1950 an Äthiopien föderiert. 
Bereits 1962 wiurde diese Resolution von dem damaligen Kaiser 
Hcdle Selassie einseitig und völkerrechtswidrig außer Kraft 
gesetzt, indem Eritrea zur 14. Provinz Äthiopiens ernannt wurde. 

Bei einem Verstoß gegen einen UN-Beschluß sind ohne Zweifel 
die Vereinten Nationen abermals zuständig. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Bei ihrer Gründung im Jahre 1963 beschloß die Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU) die Unantastbarkeit der kolo- 
nialen Grenzen auf dem afrikaiüschen Kontinent. Von 1889 
bis 1941 war Eritrea italienische Kolotüe und von 1941 bis 
1952 britisches Protektorat. 1952 wurde Eritrea auf Beschluß 
der Vereinten Nationen als autonome Einheit mit Äthiopien 
föderiert. Zehn Jahre später annektiert Äthiopien unter Kaiser 
Haile Selassie Eritrea tmd erklärt es zur 14. Provinz des 
Kaiserreiches. Mit dieser Aimexion wurde die UNO-Resolu- 
tion 390 A/V verletzt. 

a) Wie steht die Bundesregierung als Mitglied der Vereinten 
Nationen zur Verletzimg oben genannter UNO-Resolution? 

b) Was hat die Bundesregienmg seit 1962, dem Jahr der 
Annexion, getan, um die Verletzung der UNO-Resolution 
390 A/Y vor die Vereinten Nationen zu bringen? 

c) Was gedenkt die Bundesregierung künftig zu tun, um die 
Resolutionsverletzimg vor die Vereinten Nationen zu 
bringen? 

2. Am 12. April 1984 hat das Europaparlament eine Resolution 
zum Hom von Afrika verkündet, in der die Außenmiiüster- 
konferenz und der Miiüsterrat aufgefordert werden, sich für 
eine friedhche Lösimg des Eritrea-Konflikts einzusetzen. Wei- 
ter hat das Dänische Parlament am 5. Dezember 1985 
beschlossen, daß Schritte rmtemommen werden müssen, vun 
durch freie Wahlen unter internationaler Aufsicht eine Been- 
digtmg der kriegerischen Auseinandersetzrmgen zwischen 
Eritrea und Äthiopien zu erreichen. 

Wie steht die Bundesregienmg zu den Entscheidungen dieser 
beiden Parlamente? 

3. Wie steht die Bimdesregienmg zum Wunsch des eritreischen 
Volkes nach Selbstbestimmung und Unabhängigkeit? 

4. Ca. 80 % der Fläche Eritreas befindet sich rmter der Kontrolle 
der eritreischen Befreiungsfront (EPLF). Sie hat dort regie- 
nmgsähnliche Strukturen sowie ein flächendeckendes 
Gesimdheits- rmd Schulwesen, Landwirtschaftsprojekte rmd 
Handwerksbetriebe aufgebaut (s. hierzu den Reisebericht der 
Abgeordneten Eid vom Jimi 1984). Entsprechen, nach Mei- 
nung der Bundesregienmg, diese Strukturen \md Projekte 
den Tatsachen oder bezweifelt sie deren Existenz? 

5. Die eritreischen hiunanitären Hilfsorganisationen Eritrean 
Relief Association (ERA) imd das Eritrea Hilfswerk in 
Deutschlcmd e. V. (EHD) fördern oben gen€mnte Selbsthilfe- 
projekte der eritreischen Bevölkenmg und leisten Nahrungs- 
mittelhilfe sofern nötig. 

Sind der Bimdesregienmg diese Nichtregienmgsorganisatio- 
nen bekannt? Weim ja, plant die Bimdesregienmg die Unter- 
stützung dieser Hilfswerke bzw. mit welcher Begründung 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5130 


lehnt die Bundesregierung die direkte materielle Unterstüt- 
zimg der genaimten Hilfsorganisationen ab? 

6. Seit 25 Jahren finden kriegerische Auseinandersetzimgen 
zwischen der Zentralregienmg Äthiopiens und Eritrea statt, 
imter denen besonders die Zivilbevölkerung zu leiden hat 
(etwa 250 000 Zivilisten verloren bisher ihr Leben). 

Was hat die Bundesregierung bisher zur friedlichen Lösung 
dieses Konfliktes auf internationaler Ebene beigetragen? 

7. Die äthiopische Zentralregierung führt seit 1978 eine mili- 
tärische Großoffensive nach der anderen gegen die eritreische 
Volksbefreiimgsfront (EPLF) durch. 

a) Wie ist die Haltung der Bundesregierung gegenüber den 
Milliarden, die die Äthiopier für diesen Krieg ausgeben 
(der Verteidigungshaushalt macht mehr als 50 % des äthio- 
pischen Staatshaushaltes aus), angesichts der katastro- 
phalen wirtschaftlichen Situation Äthiopiens? 

b) Hat die Bundesregierung bei der äthiopischen Militär- 
regienmg gegen eine Fortführung des Krieges in Eritrea 
protestiert, und hat sie für eine friedliche Lösimg oder 
zumindest für einen Wafferistillstand plädiert? Wenn ja, 
wie war der Wortlaut dieses Protestes? Wenn nein, warum 
hielt die Bundesregierung einen Protest nicht für not- 
wendig? 

8. Die Zivilbevölkerung Eritreas ist den Massakern durch mor- 
dende und plündernde äthiopische Soldaten sowie ständigen 
Bombardierrmgen - oft auch mit Napalm - ausgeliefert. Dör- 
fer werden dem Erdboden gleichgemacht. Schulen und Kran- 
kenhäuser zerstört, Menschen entsetzUch verstümmelt und 
Emteerträge niedergebrannt (s. hierzu den Brief des Eritrea 
Hilfswerks in Deutschland e. V. vom November 1985 an das 
Äuswärtige Amt). 

a) Sind der Bundesregierung diese Greueltaten bekannt? 

b) Hat die Bundesregierung die Absicht, oben beschriebene 
Ereignisse in der Öffentlichkeit anzuprangem imd dage- 
gen auf internationaler Ebene Protest einiulegen? 

9. Besteht nach Auffassung der Bimdesregienmg ein Zusam- 
menhang zwischen der anhaltenden Hungersnot und dem 
Krieg in Äthiopien? 

10. Die Bundesregienmg hat in den letzten Jahren erhebliche 
Mengen cm Hilfsgütem und Nahrungsmitteln an die Militär- 
regierung in Äthiopien geliefert. 

a) Hat die Bimdesregienmg jemals Bedingungen an die Hilfs- 
leistungen geknüpft? Wenn ja, welche? Weim nein, warum 
lücht? 

b) Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu Vorwürfen 
gegenüber der äthiopischen Militärregierung ein, denen 
zufolge die Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemein- 
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Schaft für militärische Zwecke mißbraucht wurde? (Siehe 
hierzu Süddeutsche Zeitung, 22. März 1985, Neue Züricher 
Zeitung, 12. Februar 1985, Pressemitteüung vom 23. April 
1983 des belgischen Parlamentariers W. Kuijpers) 

c) Ist der Bundesregienuig bekannt, dciß die äthiopische Mili- 
tärregierung im Januar 1985 widerrechtlich eine Schiffs- 
ladung mit Plilfsgütem der australischen Regierung im 
Wert von 1,5 Mio. Dollar, die über Port Sudan in die von der 
EPLF und TPLF kontrollierten Gebiete gebracht werden 
sollte, mit Waffengewalt konfisziert hat? 

11. Nahrungsmittel und andere Hilfsgüter, die die Bundesregie- 
rung nach Äthiopien schickte, haben die Bevölkenmg in 
großen Teüen Eritreas (insbesondere jenseits der Kriegsfront) 
lücht erreicht, so dciß Tausende von Menschen verhimgem 
mußten. Dies geschah, obwohl das weithin bekaimte Hilfs- 
werk Eritrean Relief Association (ERA) von Port Sudan aus 
Zugang zu genau diesem Teü der Bevölkerung hatte und 
nachgewiesenermaßen eine effiziente und schnelle Nah- 
rungsnüttelverteüimg hätte durchführen können. („Never 
kneel down"/1984 von James Firebrace und Stuart Holland/ 
MP). 

a) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um sicherzustellen, daß Hilfsgüter aus der Bundesrepublik 
Deutschland auch die eritreische Bevölkenmg jenseits der 
Kriegsfront erreichen? 

b) Hat die Bundesregierung Protest gegen die Benachteili- 
gimg dieser BevölkerungsteUe bei der äthiopischen Mili- 
tärregierung eingelegt? 

12. Tausende von Jugendlichen, danmter sogar 15jährige, wer- 
den jedes Jahr in die äthiopische Armee zwcmgsffekrutiert, um 
gegen ihre Landsleute zu kämpfen. 

Wie ist die Haltung der Bundesregierung gegenüber dieser 
Praxis? 

13. Sind der Brmdesregierung die Menschenrechtsverletzungen 
in den äthiopisch besetzten Regionen (insbesondere in und 
mn Asmara) in Form von willkürlichen Verhaftimgen ohne 
anschließende Prozesse, Foltenmgen, Morden und Vergewal- 
tigungen bekannt? 

Hat die Bundesregierung jemals dagegen protestiert oder 
beabsichtigt sie einen Protest in der Zukimft? 

14. Am 22. November 1980 hat die EPLF den Vorschlag gemacht, 
zur friedlichen Lösrmg des Eritrea-Konflikts imter internatio- 
naler Kontrolle ein Referendum durchzuführen über 

— die völlige Unabhängigkeit Eritreas, 

— die Föderation mit Äthiopien oder 

— eine regionale Autonomie. 

a) Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber 
diesem Friedensvorschlag ein? 


4 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5130 


b) Wird sich die Bxmdesregiening für die Abhaltung eines 
solchen Referendums xmter Aufsicht der Vereinten Natio- 
nen bei der äthiopischen Regierung einsetzen xmd diese 
Lösung des Konflikts in den dafür zuständigen internatio- 
nalen Gremien vertreten? Falls nein, warum nicht? 

15. Rund 10000 äthiopische Kriegsgefangene befinden sich zur ' 
Zeit unter der Obhut der Eritreischen Volksbefreiungsfront 
(EPLF). Diese hat 3 000 Kriegsgefangene offiziell entlassen, 
die allerdings aus Angst vor Repressalien noch nicht in ihre 
Heimatdörfer in Äthiopien zurückgekehrt sind. Die EPLF hat 
das Internationale Rote Kreuz schon einige Male gebeten, ihr 
bei der Versorgxmg der Kriegsgefangenen behilflich zu sein. 
Bis heute ist aber weder die rechtliche Situation dieser äthio- 
pischen Kriegsgefangenen geklärt, noch erhalten sie Hilfe 
irgendwelcher Art vom Internationalen Roten Kreuz. 

a) Beabsichtigt die Bundesregierung die äthiopische Militär- 
regierung nach diesen 10000 Soldaten zu fragen? 

b) Gedenkt die Bundesregierung sich beim Internationalen 
Roten Kreuz für eine Lösimg zugunsten der Kriegsgefange- 
nen xmd ihrer Versorgung einzusetzen? 

16. Fürchtet die Bxmdesregierung, daß durch Gespräche mit Ver- 
tretern der Eritreischen Volksbefreixongsfront (EPLF) xmd ein 
Engagement für die Nöte der vom Krieg betroffenen Bevölke- 
rung Eritreas ihre diplomatischen Beziehungen mit der äthio- 
pischen Militärregienmg Schaden erleiden könnten? Wenn 
ja, warum? 

17. Unter welchen Bedingungen wäre die Bimdesregienmg 
bereit, Gespräche mit Vertretern der EPLF einerseits und 
Vertretern der äthiopischen Militärregierung andererseits 
über eine friedliche Lösimg der kriegerischen Auseinander- 
setzungen in Eritrea zu führen? 

Bonn, den 27. Februar 1986 

Eid 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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